
 

Deutscher Bundestag 

Am 20. November 1989 verabschiedete die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen die UN-Konvention über die Rechte des 
Kindes. 192 Staaten mit Ausnahme der Vereinigten Staaten und 
Somalias haben in der Zwischenzeit diese Konvention, die allen 
Kindern auf der Welt in 54 Artikeln völkerrechtlich die gleichen 
verbindlichen Mindeststandards verbrieft, ratifiziert. 
 
Leider haben sich dadurch nicht automatisch die Lebensbedin-
gungen der Kinder geändert. Noch immer fehlen vielen Kindern 
grundlegende Dinge wie sauberes Wasser, Nahrung, medizini-
sche Hilfe oder einfach ein Dach über dem Kopf. 
 
Diese existenziellen Probleme haben Kinder in Deutschland 
glücklicherweise nicht. Aber auch die Bundesrepublik kann aus 
Sicht der Kinderkommission noch einige Schritte tun, um Kin-
derrechte zu stärken. Dies gilt beispielsweise für die Beteili-
gungsrechte der Kinder, aber auch für die Rechte der Flüchtlings-
kinder. 
 
Susann Rüthrich, Vorsitzende der Kinderkommission, erklärt da-
her: „Kinder und Jugendliche haben leider noch nicht die glei-
chen Startbedingungen. Sei es, weil sie aus einem begüterten 
Hause kommen, weil sie mit einer bestimmten Staatsangehörig-
keit geboren werden, weil sie in der Stadt oder auf dem Land auf-
wachsen, weil sie als Junge oder Mädchen behandelt werden, 
weil sie beeinträchtigt werden aufgrund körperlicher oder kogni-
tiver und sozialer Fähigkeiten. Bis zu tatsächlicher Chancen-
gleichheit ist es noch ein weiter Weg. Jede und jeder muss die 
Chance haben, sich ihren und seinen Bedürfnissen gerecht zu 
entwickeln und zu verwirklichen. Dafür muss aber jede und je-
der die Chance haben, diese Bedürfnisse artikulieren zu können, 
ja, sich derer überhaupt erst bewusst zu werden. Materielle Ein-
schränkungen, starre Rollenerwartungen und ausschließende 
Rahmenbedingungen stehen dem oft entgegen.“ 
 

Pressemitteilung 
 
Kinderkommission zum Internationalen Tag der Kinderrechte am  
20. November 
 
 

Berlin, 20. November 2015 
 
Herausgeber: 
Referat Presse, Rundfunk, Fernsehen,  
PuK 1 
 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Telefon: +49 30 227-37171 
Fax: +49 30 227-36192 
pressereferat@bundestag.de 


